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Sehr geehrte Damen und Herren, 

in der Anlage erhalten Sie die Steuerhinweise zum März 2021. 
 
Als neue Sekretariatskraft beschäftigen wir ab dem 22.02.2021  
Frau Jessica Czyrnik in unserem Büro in Göttingen. 
 
Frau Kathrin Martens hat im März 2021 ihr 20-jähriges Dienstjubiläum.  
Wir danken ihr für die engagierte Zusammenarbeit und die langjährige 
Treue zum Unternehmen. 
 
Zur Einkommensteuer gibt es erwartungsgemäß immer viele Fragen. 
Geht es doch darum, die Besteuerung des Verdienstes gering zu halten. 
Daher finden Sie auch in dieser Monatsinformation interessante Urteile 
und Beiträge zur Einkommensteuer. 
 
Das Homeoffice kam für viele Arbeitnehmer und Arbeitgeber überra-
schend und schnell. Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales hat 
FAQs für das Homeoffice während der Corona-Pandemie zusammenge-
stellt, worin es auch auf die neue Corona-Arbeitsschutzverordnung ein-
geht. 
 
Haben Sie Fragen zu den Artikeln dieser Ausgabe der Monatsinformatio-
nen oder zu anderen Themen? Bitte sprechen Sie uns an.  
Wir beraten Sie gerne. 

 
  Mit freundlichen Grüßen 

         Dr. Moser & Collegen 

Steuerberatungsgesellschaft mbH
  

…………………………………………. 

Anja Lehmann 

M.Sc.agr., Steuerberaterin 
…………………………………………. 

Benjamin Dietrich 

Steuerberater 
…………………………………………. 

Carsten Isermann 

Dipl.-Kfm., Steuerberater, LB 
…………………………………………. 

Marcus Kalinowski 

Dipl.-Kfm., Steuerberater 
…………………………………………. 

Carsten Mörlins 

Dipl.-Kfm., Steuerberater 
…………………………………………. 

Dr. Richard Moser 

Dipl.-Ing. agr., Steuerberater, vBP 
…………………………………………. 
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Termine Steuern/Sozialversicherung März/April 2021 

Steuerart Fälligkeit 

Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag 10.03.20211 12.04.20212 

Einkommensteuer, Kirchensteuer, 
Solidaritätszuschlag 

10.03.2021 entfällt 

Körperschaftsteuer, Solidaritätszuschlag 10.03.2021 entfällt 

Umsatzsteuer 10.03.20213 12.04.20214 

Ende der Schonfrist obiger 
Steuerarten bei Zahlung 
durch: 

Überweisung5 15.03.2021 15.04.2021 

Scheck6 10.03.2021 12.04.2021 

Sozialversicherung7 29.03.2021 28.04.2021 

Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag sind zeit-
gleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das zustän-

dige Finanzamt abzuführen. 

 

1 Für den abgelaufenen Monat, bei Vierteljahreszahlern für das abgelaufene Kalendervierteljahr, bei Jahreszahlern für das abgelaufene 

Kalenderjahr. 

2 Für den abgelaufenen Monat. 

3 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern ohne Dauerfristverlängerung für 

das abgelaufene Kalendervierteljahr. 

4 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern mit Dauerfristverlängerung für 

das abgelaufene Kalendervierteljahr. 

5 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum folgenden 

Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der 

Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig 

erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. 

6 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte 

stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

7 Die Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats fällig. Um Säumniszuschläge zu ver-

meiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese 

müssen der jeweiligen Einzugsstelle bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 25.01.2021/22.02.2021, jeweils 0 Uhr) vorliegen. 

Regionale Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte erledigt, sollten 

die Lohn- und Gehaltsdaten etwa zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn 

die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 
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Einkommensteuer 

Immobilien-Eigentümer mit Photovoltaikanlage 
kann Verluste steuerlich geltend machen 

Bei einer Hausbe-
sitzerin entstanden 
in den drei Jahren 
nach der Anschaf-
fung der Photovol-
taikanlage Ver-
luste. Im Streitjahr 
erzielte sie ein negatives Ergebnis von 261 Euro, das 
sie in ihrer Einkommensteuererklärung geltend 
machte. Das wollte das Finanzamt nicht anerken-
nen, weil es sich aus seiner Sicht um eine steuerlich 
unbeachtliche Liebhaberei handele. Die Anschaf-
fung der Anlage könne sich nicht lohnen.  

Das Finanzgericht Thüringen gab jedoch der Haus-
besitzerin Recht. Beim Betrieb einer solchen Photo-
voltaikanlage sei grundsätzlich von einer Gewinner-
zielungsabsicht auszugehen. Verluste müsse das Fi-
nanzamt daher steuermindernd anerkennen. Denn 
Verluste allein würden die Photovoltaikanlage noch 
lange nicht zu einem steuerlich unbeachtlichen 
Hobby machen. Selbst in Fällen, in denen die Ge-
winnerzielungsprognose negativ sei, komme eine 
Liebhaberei nur dann in Betracht, wenn die Tätigkeit 
auf privaten Motiven beruhe.  

Steuervorteil für energetische Sanierung gilt 
nicht nur für Objekt 

Eine energetische Sanierung kann sich steuermin-
dernd auswirken, wenn die Sanierungsmaßnahme 
an einem Objekt durchgeführt wird, das älter als 
zehn Jahre ist und eigenen Wohnzwecken dient. 
Das Bundesfinanzministerium hat eine entspre-
chende Regelung jetzt steuerzahlerfreundlich aus-
gelegt. Anders als bisher angenommen, handelt es 
sich bei der Regelung nicht um eine rein objektbe-
zogene Förderung. Danach gilt der Höchstbetrag 
sowohl pro begünstigtem Objekt als auch für jeden 
Steuerpflichtigen. Das ist relevant, wenn ein Objekt 
übertragen wird. 

Der personenbezogene Höchstbetrag bedeutet, 
dass bei Verkauf, Schenkung oder Erbschaft des Ob-
jektes für dieses Objekt der Höchstbetrag der Steu-
erermäßigung von 40.000 Euro neu gilt. Die Objekt-
bezogenheit des Höchstbetrags bedeutet, dass die-
ser Maximalbetrag aufgeteilt werden muss, wenn 

die Immobilie zur gleichen Zeit im Eigentum meh-
rerer Personen steht. Die Aufteilung erfolgt dann im 
Verhältnis der Miteigentumsanteile. 

Grundsätzlich beträgt die Steuermäßigung 20 Pro-
zent der Aufwendungen von bis zu 200.000 Euro, 
die sich auf drei Jahre wie folgt verteilt: 7 Prozent im 
Jahr des Abschlusses der Baumaßnahme, 7 Prozent 
im zweiten und 6 Prozent im dritten Jahr. Es kann 
sich folglich eine Steuerermäßigung von bis zu 
40.000 Euro ergeben. Auf wie viele einzelne energe-
tische Sanierungsmaßnahmen sich die Aufwendun-
gen von 200.000 Euro verteilen, spielt keine Rolle. 
Voraussetzung ist, dass die Baumaßnahme von ei-
nem Fachunternehmen ausgeführt wird und die 
Zahlung bargeldlos auf das Konto des Unterneh-
mens überwiesen wird. 

Die Steuerermäßigung für energetische Maßnah-
men begünstigt im Gegensatz zur Förderung von 
Handwerkerleistungen nicht nur die Arbeitsleistung, 
Fahrtkostenpauschalen und in Rechnung gestellte 
Maschinenstundensätze, sondern alle Aufwendun-
gen, also insbesondere auch die Materialkosten, die 
im Zusammenhang mit den energetischen Maßnah-
men stehen. 

Hinweis 

Nähere Informationen finden Sie im Schreiben 
des Bundesfinanzministeriums "Steuerliche För-
derung energetischer Maßnahmen an zu eigenen 
Wohnzwecken genutzten Gebäuden" vom 
14.01.2021. 

Übertragung von Betriebsvermögen an Be-
triebsnachfolger und Versorgungsleistungen 

Die Übertragung von Klein- und Mittelbetrieben 
und auch von Anteilen an Personengesellschaften 
erfolgt häufig nicht durch eine Veräußerung, son-
dern durch unentgeltliche Übertragung mit Verein-
barung einer lebenslänglichen Versorgungsrente, 
die nicht dem Wert des übertragenen Betriebs oder 
Mitunternehmeranteils entspricht, sondern nach 
dem Bedürfnis des abgebenden Unternehmens be-
messen wird. 

Diese Versorgungsleistungen sind beim Übertra-
genden kein Veräußerungsentgelt für das überge-
hende Betriebsvermögen und beim Übernehmen-
den keine Anschaffungskosten für die Wirtschafts-
güter des Betriebs- bzw. Gesellschaftsanteils. Das 
hat zur Folge, dass die übernommenen Wirtschafts-
güter mit dem Buchwert fortgeführt werden und der 
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abgebende Unternehmer keinen Veräußerungsge-
winn versteuern muss. Voraussetzung für diese 
steuerliche Behandlung ist, dass ein Betrieb, Teilbe-
trieb oder Mitunternehmeranteil übergeht. Dazu 
kommen noch GmbH-Anteile von mindestens 50 
Prozent, wenn der Übergeber auch Geschäftsführer 
war und der Übernehmer diese Position ebenfalls 
übernimmt. 

Die geleisteten Versorgungsbezüge sind beim 
Übernehmer als Sonderausgaben abzugsfähig und 
beim Übergeber als sonstige Einkünfte zu versteu-
ern. Die Einordnung als Versorgungsbezug erfor-
dert, dass die Zahlungen durch den durchschnittli-
chen Jahresertrag des übertragenen Betriebsvermö-
gens abgedeckt werden können. Hierzu ist eine 
Prognose im Übertragungszeitpunkt mit den Ergeb-
nissen im Übertragungsjahr und den folgenden 
zwei Jahren zu erstellen. Das Ergebnis der Folge-
jahre kann aus den zwei vorangegangenen Jahren 
abgeleitet werden. 

Die Einordnung als Versorgungsleistung setzt 
grundsätzlich weiterhin voraus, dass das Vermögen 
an Abkömmlinge oder erbberechtigte entferntere 
Verwandte übertragen wird. In besonderen Fällen 
können auch familienfremde Dritte (z. B. langjähri-
ger Prokurist) Empfänger des Vermögens sein. Als 
Empfänger der Versorgungsleistung kommen der 
Übergeber, sein Ehepartner oder gesetzlich erbbe-
rechtigte Abkömmlinge in Betracht. 

Der Abzug als Sonderausgabe hat korrespondie-
rend die Steuerpflicht der Leistungen zur Folge.  

Die Übertragungsmodalitäten müssen in einem 
schriftlichen Vertrag vor der Übertragung vereinbart 
werden. Zwischenzeitliche Aussetzungen der ver-
einbarten Zahlungen führen insgesamt zum Ende 
des Versorgungscharakters, selbst wenn später die 
Zahlungen wiederaufgenommen werden. 

Soli-Rechner beim Bundesfinanzministerium 

Ab 2021 entfällt der Solidaritätszuschlag für rund 90 
Prozent der Lohn- und Einkommensteuerzahler. Sie 
werden vollständig von der Zahlung befreit, weitere 
6,5 Prozent zahlen weniger. Das Bundesfinanzminis-
terium stellt nun einen Rechner zur Verfügung, der 
die Auswirkung auf das Nettogehalt veranschau-
licht. 

Liegt die zu zahlende Lohn- oder Einkommensteuer 
unter 16.956 Euro (Einzelveranlagung) bzw. 33.912 
Euro (Zusammenveranlagung), erfolgt keine Erhe-
bung. Darüber setzt eine sog. Milderungszone ein, 

in der der Solidaritätszuschlag nicht in voller Höhe 
erhoben, sondern schrittweise an den vollen Satz in 
Höhe von 5,5 Prozent herangeführt wird.  

Für zu versteuerndes Einkommen über 96.820 Euro 
(Einzelveranlagung) bzw. 193.641 Euro (Zusammen-
veranlagung) ist der bisherige Solidaritätszuschlag 
unverändert zu entrichten.  

Hinweis 

Den "Soli-Rechner" finden Sie auf der Homepage 
des Bundesfinanzministeriums. 

Körperschaftsteuer 

Nicht angemessene Verzinsung eines Gesell-
schafterdarlehens kann verdeckte Gewinnaus-
schüttungen darstellen 

Eine GmbH wies eine Forderung gegenüber ihrem 
beherrschenden Gesellschafter auf ihrem Verrech-
nungskonto aus. Die Forderung wurde unverzinst 
dem Gesellschafter überlassen. Das Finanzamt 
setzte aufgrund der mangelnden Verzinsung jährli-
che verdeckte Gewinnausschüttungen (vGA) an. Ge-
genüber einem Dritten hätte ein ordnungsgemäßer 
Geschäftsführer eine angemessene Verzinsung ge-
fordert. 

Das Finanzgericht Schleswig-Holstein gab der Fi-
nanzbehörde Recht. Auch die Nichtverzinsung einer 
Forderung führe zu einer vGA nach dem Körper-
schaftsteuergesetz, da eine verhinderte Vermö-
gensmehrung vorliege. Für Darlehen auf Verrech-
nungskonten würden dabei dieselben Vorausset-
zungen gelten wie für separat vereinbarte Darlehen 
zwischen Kapitalgesellschaft und Gesellschafter. Ein 
"ordentlicher und gewissenhafter" Kaufmann würde 
ein Darlehen an einen fremden Dritten nicht zinslos 
überlassen, sondern stets eine bestimmte Verzin-
sung verlangen. Die mangelnde Verzinsung stelle 
somit eine verhinderte Vermögensmehrung dar.  
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Lohnsteuer 

Übernahme von Kosten für COVID-19-Tests 
durch den Arbeitgeber 

Das Bundesfinanzministerium hat zu der Frage Stel-
lung genommen, ob die Übernahme von Kosten für 
COVID-19-Tests durch den Arbeitgeber zu Arbeits-
lohn führt. 

Übernimmt der Arbeitgeber die Kosten von COVID-
19-Tests (Schnelltest, PCR- und Antikörper-Tests), 
sei es aus Vereinfachungsgründen nicht zu bean-
standen, von einem ganz überwiegend eigenbe-
trieblichen Interesse des Arbeitgebers auszugehen. 
Die Kostenübernahme sei kein Arbeitslohn, so das 
Bundesfinanzministerium (Stand 03.02.2021). 

Umsatzsteuer 

Umsatzsteuerliche Folgen des Brexit 

Mit Wirkung zum 31.12.2020 endete endgültig auch 
die Übergangsphase nach dem Austritt Großbritan-
niens aus der EU. Das Bundesfinanzministerium hat 
mit einem Schreiben u. a. zu den umsatzsteuerli-
chen Konsequenzen des Brexit Stellung genommen. 
In Bezug auf den freien Warenverkehr für inländi-
sche Unternehmer gelten ab dem 31.12.2020 u. a. 
folgende Regelungen: 

� Warenlieferungen nach Großbritannien, die vor 
dem 01.01.2021 begonnen haben und erst im 
Jahr 2021 enden, unterliegen weiterhin den bis 
zum 31.12.2020 geltenden umsatzsteuerlichen 
Regelungen. Für entsprechende Warenlieferun-
gen aus Großbritannien ins Inland gilt dies 
ebenso. 

� Nach dem 31.12.2020 beginnende Warenliefe-
rungen nach Großbritannien werden bei Vorlie-
gen der weiteren Voraussetzungen als Ausfuhr-
lieferung behandelt. 

� Seit dem 31.12.2020 können britische USt-ID-
Nummern (GB) nicht mehr auf Gültigkeit bestä-
tigt werden. Nordirische USt-ID-Nummern (XI) 
sind jedoch weiterhin gültig. 

� Die Behandlung von sonstigen Leistungen, die 
noch im Jahr 2020 begonnen wurden, aber erst 
im Jahr 2021 enden, richtet sich ebenfalls nach 
der ab dem 01.01.2021 geltenden Rechtslage. Es 
ist somit der Zeitpunkt der Ausführung maß-
geblich. Dasselbe gilt für Teilleistungen.  

Befreiung von der Sondervorauszahlung 2021 

Umsatzsteuerpflichtige Unternehmen können - wie 
schon im vergangenen Jahr - ab sofort bei ihrem Fi-
nanzamt einen Antrag auf Befreiung von der Pflicht 
zur Zahlung der Sondervorauszahlung auf die Um-
satzsteuer für das Jahr 2021 stellen. Es gibt aktuell 
allerdings keine bundeseinheitlich vorgeschriebene 
Vorgehensweise. 

Gleichwohl wird die Dauerfristverlängerung ge-
währt. Diese ist gewöhnlich von der Leistung einer 
Sonder-vorauszahlung in Höhe von 1/11 der 
Summe der Vorauszahlungen für das vorangegan-
gene Kalenderjahr abhängig und wird bei der letz-
ten Voranmeldung des Jahres angerechnet. Mit ei-
ner Dauerfristverlängerung können Unternehmen 
die Umsatzsteuer-Voranmeldung einen Monat spä-
ter einreichen. Dementsprechend verlängert sich 
auch die Zahlungsfrist. 

Hinweis 

Die Regelung gilt für Unternehmen mit Dauerfrist-
verlängerung bei einer Antragstellung bis zum 
31.03.2021. 

Arbeitsrecht 

Rechte und Pflichten bei Homeoffice während 
der Corona-Pandemie 

Mindestabstände, Maskenpflicht und regelmäßiges 
Lüften gehören weiterhin zu den wesentlichen 
Schutzmaßnahmen am Arbeitsplatz und wurden 
nun durch verbindlichere Vorgaben zum Home-
office ergänzt. Die Corona-Arbeitsschutzverord-
nung (Corona-ArbSchV) gilt ab 27.01.2021 (vorerst) 
befristet bis zum 15.03.2021. Das Bundesministe-
rium für Arbeit und Soziales hat FAQs für das Home-
office während der Corona-Pandemie zusammen-
gestellt, die auch die Corona-ArbSchV einschließen. 
Arbeitgeber müssen sich nun in den kommenden 
Wochen stärker darum bemühen, ihren Beschäftig-
ten das Arbeiten im Homeoffice zu ermöglichen. 

Der Arbeitgeber ist verpflichtet, den Beschäftigten 
Homeoffice anzubieten, sofern zwingende betriebs-
bedingte Gründe dem nicht entgegenstehen. Die 
Entscheidung über die Eignung bzw. evtl. entgegen-
stehende Gründe trifft der Arbeitgeber. 
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Arbeiten von zu Hause ist auch weiterhin an die Zu-
stimmung der Beschäftigten geknüpft. Eine abwei-
chende Festlegung des vertraglichen Arbeitsortes 
bedarf in jedem Fall einer entsprechenden arbeits-
vertraglichen Regelung zwischen Arbeitgeber und 
Beschäftigten oder einer Betriebsvereinbarung/be-
trieblichen Vereinbarung. Privater Wohnraum der 
Beschäftigten liegt außerhalb der Einflusssphäre des 
Arbeitgebers. Homeoffice ist kein "ausgelagertes 
Büro". Auch die häuslichen Verhältnisse der Be-
schäftigten (z. B. kein geeigneter Bildschirmarbeits-
platz, räumliche Enge) können einer Arbeit im 
Homeoffice entgegenstehen. 

Wenn der Arbeitgeber Homeoffice verweigert, ob-
wohl Arbeiten von zu Hause aus möglich wären, 
sollten die Beschäftigten zunächst mit dem Arbeit-
geber darüber sprechen. Sie können sich auch an 
ihre betriebliche Interessenvertretung wenden oder 
Kontakt mit den Arbeitsschutzbehörden aufneh-
men. Arbeitgeber sind gegenüber den Arbeits-
schutzbehörden auskunftspflichtig. 

Hinweis 

"FAQs zum Thema" finden Sie auf der Homepage 
des Bundesministerium für Arbeit und Soziales. 

 


